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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsorganisation

Die technischen Abklärungen für die Einrichtung eines elektronischen
Abstimmungssystems, wie dies der Nationalrat unmittelbar vor den letzten Wahlen
grundsätzlich beschlossen hatte, konnten weitgehend abgeschlossen werden. Der
erforderliche Kreditantrag und die Revision des Geschäftsreglements wurden vom
Ratsbüro verabschiedet. 1

BERICHT
DATUM: 18.04.1990
HANS HIRTER

Das Büro des Nationalrates unterbreitete dem Plenum seinen Vorschlag für die
Realisierung der 1987 überwiesenen Motion der SP-Fraktion für die Installierung eines
elektronischen Abstimmungssystems. Sie schlug darin eine auf 1,6 Mio Fr. budgetierte
Anlage vor, welche grösstmögliche Flexibilität ermöglicht. Die von der Kommission
formulierten Anwendungsregeln sehen vor, dass das individuelle Stimmverhalten nur
dann gespeichert und transparent gemacht werden soll, wenn dies von 30
Ratsmitgliedern verlangt wird (analog zur heutigen Namensabstimmung). In allen
anderen Fällen würde die Anlage vom Präsidenten zwar eingesetzt werden können, aber
nur als reine Zählmaschine funktionieren. Der Vorlage erwuchs sowohl wegen der
budgetierten Kosten als auch wegen der restriktiven Vorschriften über den
vorgesehenen Einsatz Opposition. Zwei Rückweisungsanträge von Blocher (svp, ZH)
wegen der Kosten und von Leuenberger (sp, SO) wegen der Einsatzmöglichkeiten
fanden knappe Zustimmung. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 24.01.1991
HANS HIRTER

Nachdem der Nationalrat im Vorjahr das Projekt eines elektronischen
Abstimmungssystems primär aus Kostengründen zur Uberarbeitung an sein Büro
zurückgewiesen hatte, präsentierte dieses eine zweite, billigere Version. Gleichzeitig
lockerte es auch die im ersten Anlauf als zu restriktiv kritisierten Bestimmungen über
den Einsatz des Systems. Die individuelle Stimmabgabe sollte nun nicht mehr bloss auf
Verlangen von 30 Ratsmitgliedern (analog zur heutigen Abstimmung unter
Namensaufruf) registriert und publiziert werden, sondern auch bei
Gesamtabstimmungen, Schlussabstimmungen und Abstimmungen über die
Dringlichkeitsklausel. Obwohl die neue Anlage nur noch Investitionskosten von rund 0,5
Mio Fr. verursachen sollte, begründeten die Fraktionen der CVP und der SD/Lega ihren
knapp abgelehnten Nichteintretensantrag vor allem mit finanzpolitischen Argumenten.
In der Detailberatung unterlagen Anträge von Vollmer (sp, BE) und Poncet (lp, GE) für
eine Ausweitung der Fälle, bei welchen die individuelle Stimmabgabe registriert und
dokumentiert wird. Aber auch diese zweite Version eines elektronischen
Abstimmungssystems, das der Öffentlichkeit mehr Transparenz über das Verhalten
seiner Abgeordneten hätte liefern sollen, erlitt Schiffbruch. Sie wurde in der
abschliessenden Gesamtabstimmung mit 62 zu 54 Stimmen abgelehnt. Wenn die
Parlamentarier schon nicht elektronisch abstimmen wollen, so möchten sie doch in
Zukunft häufiger an Abstimmungen teilnehmen: Der Nationalrat überwies ein Postulat
Reimann (svp, AG), welches technische Vorkehrungen (Funkrufsystem o.ä.) fordert, um
nicht im Saal anwesende Mitglieder auf kommende Abstimmungen hinzuweisen. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 07.10.1992
HANS HIRTER

Der Nationalrat lehnte einen von den Fraktionen der AP und der FDP sowie einem Teil
der CVP unterstützten Nichteintretensantrag Ruf (sd, BE) ab, der vor allem mit den
hohen Kosten und der Missbrauchsgefahr begründet wurde. In der Detailberatung
wurde ein Antrag Poncet (lp, GE) knapp abgelehnt, der Interessierten Einsicht in alle
gespeicherten Abstimmungsresultate geben wollte. Die von der Kommission
vorgeschlagene Lösung wurde in der Gesamtabstimmung mit 78:51 und in der
Schlussabstimmung mit 99:67 Stimmen gutgeheissen. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.03.1993
HANS HIRTER
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Der Nationalrat hatte im Vorjahr in erster Lesung die Einrichtung eines elektronischen
Abstimmungssystems abgelehnt. Die Kommission legte zuhanden der zweiten Lesung
einige Abänderungsanträge vor. So schlug sie ein technisches Verfahren vor, das
sicherstellen soll, dass nicht auch für abwesende Banknachbaren und -nachbarinnen
gestimmt werden kann. Sie beantragte zudem eine Erweiterung der Anwendung: Das
neue System soll in der Regel für alle Abstimmungen verwendet werden. Da das
bisherige Aufstehen entfällt, soll das Votum der einzelnen Abgeordneten auf einer
Anzeigetafel sichtbar sein. Dabei werden sämtliche Abstimmungsergebnisse
gespeichert; Namenslisten mit dem individuellen Verhalten sollen dann veröffentlicht
werden, wenn dies 30 Ratsmitglieder verlangen, sowie bei Gesamt- und
Schlussabstimmungen und bei Beschlüssen über die Dringlichkeitsklausel. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.05.1993
HANS HIRTER

Das im Vorjahr beschlossene elektronische Abstimmungssystem für den Nationalrat
konnte in der Frühjahrssession in Betrieb genommen werden. Die neuen Möglichkeiten
zur Verbesserung der Transparenz wurden rege genutzt. So fanden in dieser Session
mehr als doppelt so viele Abstimmungen unter Namensaufruf statt als im
Sessionsdurchschnitt der vorangegangenen Jahre. Das Büro beantragte die Bestätigung
der 1993 provisorisch für ein Jahr beschlossenen Bestimmungen über die Anwendung
des elektronischen Abstimmungssystems. Namenslisten sollen demnach weiterhin
lediglich bei Gesamt-, Schluss- und Dringlichkeitsklauselabstimmungen sowie auf
Verlangen von 30 Parlamentariern veröffentlicht werden; neuerdings soll dies - die
Wissenschaft wird es dankbar zur Kenntnis nehmen - nicht bloss in gedruckter, sondern
auch in elektronischer Form geschehen. 6

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 01.03.1994
HANS HIRTER

Die im Zusammenhang mit der Einführung des elektronischen Abstimmungssystems
aufgetauchten Fragen wurden bereinigt. Der Nationalrat stimmte dem Antrag seines
Büros zu, dass Namenslisten weiterhin nicht für sämtliche Abstimmungen ausgedruckt
werden sollen. Im weiteren hiess er die neue Sanktionsmöglichkeit des Verweises bei
ungebührlichem Verhalten gut. 7

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.04.1995
HANS HIRTER
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